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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 204/06 B 

 

 

 
................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 28-30, 10715 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Oktober 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   Dr.  B e c k e r    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 19. Juni 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 iVm § 169 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung 

der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund iS des § 160 

Abs 2 SGG (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) schlüssig darge-

legt oder bezeichnet.  

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde nur auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeu-

tung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, legt diesen aber nicht hinreichend dar. Die 

Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert zunächst die 

Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine 

grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 11). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu 

erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder 

die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der 

aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen 

noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben durch das 

Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 65 und 

66; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 116 ff).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Die vom Kläger formu-

lierten Fragen zielen darauf ab zu klären, ob die eingeschränkte Einsatzfähigkeit des rechten 

Arms eines rechtshändigen Lastkraftwagen-(LKW-)Fahrers ein besonderes berufliches Betrof-

fensein iS des § 56 Abs 2 Satz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch ist. Der Kläger hat es 

jedoch versäumt, die bisherige Rechtsprechung zum besonderen beruflichen Betroffensein auf-

zuarbeiten (vgl zur Vorläufervorschrift in § 581 Abs 2 der Reichsversicherungsordnung nur: 

BSGE 23, 253 = SozR Nr 2 zu § 581 RVO zu einem Maler mit einer schweren Verletzung der 

rechten Hand; BSGE 70, 47 = SozR 3-2200 § 581 Nr 1 zu einem Flugzeugführer; BSG SozR 

3-2200 § 581 Nr 7 zu einem Lizenzfußballspieler) und herauszustellen, wieso diese aufgrund 

der formulierten Frage einer Weiterentwicklung bedarf. Auch wenn es keine höchstrichterliche 

Rechtsprechung zum besonderen beruflichen Betroffensein für den Beruf des LKW-Fahrers 

gibt, so entbindet dies den Kläger gemäß den obigen Voraussetzungen nicht von der 

Darlegung, wieso aufgrund der bisherigen Rechtsprechung zu vergleichbaren Berufen und 

Einschränkungen eine Entscheidung der aufgeworfenen Frage nicht möglich ist und welche 

weiteren Rechtsgrundsätze herausgearbeitet werden müssten.  
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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